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S a c h d a r s t e l l u n g

I. 
Ausgangssituation            
Seit dem 1. Juli 2003 sind durch die Verordnung zur Änderung der Verordnung zur Ausführung des Bundessozialhilfegesetzes in Nordrhein-Westfalen die Zuständigkeiten „Hilfen zum Wohnen“ im Bereich der Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderung zusammengeführt. Die Landschaftsverbände als überörtliche Sozialhilfeträger sind nunmehr auch zuständig für die ambulanten Hilfen zum selbstständigen Wohnen für Menschen mit Behinderung.

Diese Zusammenführung der Zuständigkeiten für alle Eingliederungshilfen zum Wohnen war nicht zuletzt aus finanziellen Gründen dringend erforderlich, denn bis zum Jahre 2010 ist alleine im Rheinland mit einer jährlichen Steigerung von Personenzahlen in der Eingliederungshilfe von circa 1.000 zu rechnen. Durch die Zuständigkeitszusammenführung sollen fachlich nicht erforderliche stationäre Betreuungen in Wohnheimen vermieden werden. Dadurch soll im Bereich des Landschaftsverbandes Rheinland vor allem der ansonsten nötige Differenzbetrag in Höhe von ca. 425 Millionen Euro eingespart werden. Einzelheiten hierzu sind ausführlich in der beigefügten Vorlage 11/396 LA vom 25.02.2002 dargestellt. 
Entsprechend sollen mit der  Zuständigkeitsverlagerung nach dem übereinstimmenden Willen des Landes, der Kommunalen Spitzenverbände und der Landschaftsverbände

· der Grundsatz „ambulant vor stationär“ (§ 3 a Bundessozialhilfegesetz) konsequent umgesetzt,

· auf eine nachhaltige Senkung der durchschnittlichen Kosten der Sozialhilfe für Hilfen zum Wohnen (§55 Abs. 2, Nr. 6 SGB IX) hin gewirkt,
· in allen Gebietskörperschaften Nordrhein-Westfalens die Entwicklung bedarfgerechter ambulanter Angebote der Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderung zum selbstständigen Wohnen gefördert,

· die bestehenden qualitativen und quantitativen Unterschiede bei den Hilfeangeboten ausgeglichen und
· eine weitestgehende Integration behinderter Menschen in ihrer Herkunftsumgebung erreicht werden.
Die Verlagerung der Zuständigkeiten ist zunächst bis zum 30. Juni 2010 befristet. Eine dauerhafte Regelung ist abhängig von der weitgehenden Erfüllung der o. g. Erwartungen in diesen sieben Jahren. 
Um den neuen Anforderungen der Eingliederungshilfe gerecht zu werden, hat die Verwaltung u. a. bereits folgende Maßnahmen ergriffen bzw. initiiert:

· Trennung der Bereiche „Einnahme“ und „Leistung“

· Errichtung eines medizinisch-psychosozialen Fachdienstes

· Einführung von Regionalkonferenzen zur für alle örtlich Beteiligten transparenten Weiterentwicklung der Eingliederungshilfeangebote in der jeweiligen Gebietskörperschaft 

· Einführung personenzentrierter Hilfepläne 

· Einführung von Hilfeplankonferenzen zur Plausibilitätsprüfung der Hilfepläne vor Ort
· Schulung im Bereich Hilfeplanung und Hilfeplankonferenzen

II.
Notwendige weitere Maßnahmen / Zielsetzungen / Beratungsnotwendigkeit
Zur Optimierung der Aufbau- und Ablauforganisation, der Geschäftsprozesse, der Arbeits- und Kommunikationsbeziehungen und der Personalentwicklung im Kernbereich „Hilfen zum Wohnen“ des Rheinischen Sozialamtes, und zwar hier konkret in den Bereichen:

· Abteilungen 72.10, 72.20 und 72.30 und

· im medizinisch-psychosozialen Fachdienst 
mit 110 Stellen und 120 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
ist ein umsetzungsfähiges Konzept für den Umstrukturierungsprozess notwendig.

Zum Umsetzungskonzept gehören insbesondere:

· Vorschlag für eine umsetzungsfähige und produktorientierte Organisationsstruktur

· Stellenbeschreibungen und hieraus abgeleitete Anforderungsprofile und Aussagen zu dem notwendigen Unterstützungs- bzw. Qualifizierungsbedarf für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aller Hierarchiestufen

· Vorschläge zur Prozessoptimierung im Untersuchungsbereich und zu den in diesem Zusammenhang relevanten Schnittstellen zu anderen Bereichen des Dezernates 7 (insbesondere zu 71.40 – Einnahmen-)
·  Aufzeigen von Entwicklungsmöglichkeiten für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Sachbearbeitung

· Aussagen zu Bearbeitungsraten, soweit möglich
· Herausarbeiten der durch die Reorganisation erzielbaren Rationalisierungspotenziale 
· Herausarbeiten der Konsequenzen für die Hierarchieebenen (u. a. bezogen auf eine angemessene Leitungsspanne)
Die Schnittstellen für eine optimale Zusammenarbeit des Amtes 72 mit dem Einnahmebereich im Amt 71, Abt. 71.40 sind im notwendigem Umfange mit zu betrachten.
Folgende Vorgaben sind zu beachten:

· die Bereiche Leistung und Einnahme bleiben getrennt

· Einzelfallhilfe und Regionalplanung bleiben zusammengeführt

· es bleibt beim Grundsatz der Regionalität

· die Hierarchieebene „Sachgebietsleitung“ entfällt

· die voraussichtlichen Personalkosten für das neue Organisationskonzept dürfen die entsprechenden Personalkosten im Untersuchungsbereich des Amtes 72 nicht übersteigen

Für diese Maßnahmen ist eine entsprechend qualifizierte externe Beratung vorgesehen. Ein entsprechendes Angebot der Firma Conrad & Beck liegt der Verwaltung vor.
Die externe Beratung hat sich bei allen zu erarbeitenden Vorschlägen daran zu orientieren, wie das „Finanzziel“, bis zum Jahre 2010 425 Mio. € im Bereich „Hilfen zum Wohnen“ einsparen zu müssen, erreicht werden kann.

Damit Lösungsideen und Sollkonzept für eine produktorientierte Organisationsstruktur möglichst optimal mit der fachlich-technischen Lösung im Rahmen des Neuen Kommunalen Finanzwesens (NKF) verzahnt werden können, ist innerhalb des Beratungsvolumens eine Abstimmung mit dem laufenden NKF-Projekt des LVR vorzusehen.
III.
Wertung des Beratungsangebotes der Firma Conrad & Beck
Das Angebot der Firma Conrad & Beck entspricht aus folgenden Gründen den von der Verwaltung verfolgten und unter Ziffer II beschriebenen Zielsetzungen:  

1.
Unter vertraglicher Gesamtverantwortung der Firma Conrad & Beck gegenüber dem Landschaftsverband Rheinland wird insbesondere zu fachlichen Fragen der Weiterentwicklung z. B. des Hilfeplanverfahrens auch die Firma transfer an der Beratung beteiligt. 

Die Firmen Conrad & Beck sowie transfer haben bereits im Vorfeld der Zuständigkeitsänderung wertvolle Beiträge zu den von Dezernat 7 ergriffenen Maßnahmen geleistet. Die Firma Conrad & Beck hat Dezernat 7 im Rahmen von Zielplanungs- und Teamentwicklungsseminaren beraten und insbesondere bei der Erarbeitung eines Kennzahlenkatalogs erheblich unterstützt. Die Firma transfer war bei der Erarbeitung des personenzentrierten Hilfeplans des Landschaftsverbandes Rheinland maßgeblich beteiligt und wird die Weiterentwicklung dieses Instrumentes begleiten. Beide Firmen haben einen hervorragenden Einblick in die Strukturen und Arbeitsinhalte von Dezernat 7, so dass sie sehr gute Voraussetzungen für die geplante Organisationsberatung mitbringen. Gerade im Hinblick auf den bis zum Jahre 2010 begrenzten Zeitraum der Zuständigkeitsverlagerung und den damit verbundenen Zeitdruck ist es sinnvoll, diese Form der Organisationsberatung zu wählen.      
2.
Die Firma Conrad & Beck ist auf Organisations- und Strukturuntersuchungen spezialisiert. Die Firma transfer  hat insbesondere umfangreiche Erfahrungen mit der Entwicklung personenzentrierter Hilfepläne und den damit verbundenen inhaltlichen Veränderungen in der Einzelfallsachbearbeitung.
Die Verwaltung verbindet mit der Qualifikation des Beraterteams die Erwartung konstruktiver Lösungsansätze in den vorgegebenen Untersuchungsfeldern.      

3.
Der Bruttoangebotspreis der Firma Conrad & Beck für die gesamte beschriebene Beratungsleistung liegt bei 36.888,00 €. Er ist nach den Erfahrungen der Verwaltung mit externen Beratungsfirmen als angemessen anzusehen.
4.
Die Firma versichert, die Untersuchung bis zum von der Verwaltung vorgesehenen Endtermin abschließen zu können.

 Die Beratungstätigkeit soll möglichst zum 01.06. 2004 aufgenommen werden.   

IV.
Vergaberechtliche Würdigung

Es handelt sich hierbei um die Vergabe einer Freiberuflichen Leistung.

Entsprechend der unter Ziffer III genannten besonderen Eignung der Beratungsfirma Conrad & Beck und der Dringlichkeit aufgrund des besonderen Handlungsdrucks bezogen auf den Untersuchungsbereich ist die Vergabe dieser Leistungen im Wege einer Freihändigen Vergabe ohne Preisvergleich möglich. Dieses Verfahren wird von der Verwaltung entsprechend den Vergabebestimmungen aktenmäßig dokumentiert.
V. 
Weiteres Verfahren

Bezugnehmend auf die vorbenannten Kriterien ist das Angebot der Firma Conrad & Beck nach Wertung der Verwaltung annehmbar und es kann ein entsprechender Beratungsvertrag abgeschlossen werden. Die Gesamtauftragssumme beträgt laut Angebot 36.888,00 Euro brutto. In entsprechender Höhe stehen Haushaltsmittel bei der von Dezernat  7 bewirtschafteten Finanzposition   4001.655042000  (Weiterentwicklung der Sozialhilfe) zur Verfügung.    

Die Organisationsberatung wird durch die Dezernate 7, Soziales, Integration und  1, Personal, Organisation fortlaufend begleitet, insbesondere wird zur Steuerung des Beratungsauftrages verwaltungsseitig ein entsprechender Lenkungsausschuss gebildet.
Die notwendige Beteiligung der Personalvertretung wird aus zeitlichen Gründen parallel zur vorgeschlagenen Beratung und Beschlussfassung im Ausschuss für Personal und allgemeine Verwaltung durchgeführt. Insofern ist ein entsprechender Beschlussvorbehalt gemacht worden. 

In Vertretung 

V o i g t s b e r g e r 
